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>>> Die Akademie der muva kempten 
GmbH richtete am 30. November und 
1.  Dezember 2023 ihr jährliches Intensiv-
Seminar zum Milch- und Lebensmittelrecht 
aus – nach drei pandemiebedingten virtu-
ellen Veranstaltungen wieder als Präsenz
veranstaltung im Milchwirtschaftlichen 
Zentrum in Kempten. Die Themen trafen 
auf reges Interesse der Teilnehmer aus der 
Milchbranche und der amtlichen Lebens-
mittelüberwachung.

Themenüberblick
Schwerpunkte der Referate stellten die ver-
schiedenen Regelungen zur Kennzeichnung 
von Lebensmitteln, vorrangig Milch und 
Milcherzeugnisse, sowie Lebensmittelwer-
bung im weiteren Sinne dar. Aber auch die 
Tücken der Green Claims und des Hinweis-
geberschutzgesetzes sowie Ausblicke auf 
künftige Rechtsentwicklungen und deren 
mögliche Konsequenzen wurden behandelt. 

Farm-to-Fork-Strategie
Den Einstieg in die Tagung machte Dr. 
Jörg Rieke vom Milchindustrieverband 
e.  V. (Berlin) mit seinem Vortrag über die 
Farm-to-Fork-Strategie der EU. Diese will 
ein faires, gesundes und umweltfreundliches 
Lebensmittelsystem erreichen, das damit in 
unmittelbarem Zusammenhang zum euro-
päischen Green Deal steht.

Die Strategie umfasst derzeit 27 Maß-
nahmen, die sich in unterschiedlichen Um-
setzungsstadien befinden. Dr. Rieke ging ins-
besondere auf die zu erwartenden Vorgaben 
für die Herkunftsangaben, Nährwertprofile 
und Kennzeichnung des Haltbarkeitsdatums 
und die damit verbundenen Probleme ein.

So stehen bei der Herkunftsbezeichnung 
verschiedene Optionen im Raum: Anwen-
dung auf EU- bzw. nicht-EU-Ebene, Angabe 
des Herkunftslandes oder regionale Anga-
ben, aber auch die Kombination aus diesen 
Möglichkeiten. Eine Einigung der Mitglied-
staaten gestaltet sich schwierig, 
da einige Länder bereits nationa-
le Vorschriften zur verpflichten-
den Herkunftsbezeichnung, z. B. 
für Milchprodukte, eingeführt 
haben und von diesen nicht mehr 
abweichen wollen (Abb. 1).

Ähnlich schwierig erweist sich 
die Einigung auf eine einheitliche 
Nährwertkennzeichnung. Auch 
hier sind bereits verschiedene 
nationale Regelungen auf dem 
Markt, z. B. die Angabe einzelner 
Nährstoffe wie Fett, Zucker und 
Salz, eine abgestufte Kennzeich-
nung des Gesamtnährwerts (Nu-

triscore) oder die Verwendung von Logos für 
die Einhaltung bestimmter Vorgaben.

Einfacher und in absehbarer Zukunft zu 
erwarten sind dagegen die Änderungen der 
Datumskennzeichnung: So soll mit einer Än-
derung des Anhang X der Lebensmittelinfor-
mationsverordnung die Angabe des Mindest-
haltbarkeitsdatums (MHD) zukünftig um die 
Worte „oft länger gut“ ergänzt werden. Ziel 
dieser Regelung ist die Reduktion der Le-
bensmittelverschwendung – in der Hoffnung, 
dass der Verbraucher Lebensmittel nicht un-
besehen mit Ablauf des MHD entsorgt.

Lebensmitteldeklaration
Bevor es in den nachfolgenden Vorträ-
gen um diffizile Details der Lebensmittel-
kennzeichnung ging, gab Torsten Sach vom 
Milchindustrieverband e.  V. (Berlin) einen 
Überblick über die Rechtsgrundlagen der 
Lebensmitteldeklaration. Schwerpunkt war 
dabei die Lebensmittelinformationsverord-
nung (LMIV) mit ihrem Anwendungsbe-
reich und Begriffsbestimmungen sowie den 
nach Art. 9 vorgesehenen Pflichtkennzeich-
nungen.

So ist als „Verkehrsbezeichnung“ zuerst 
der rechtlich vorgeschriebene Begriff zu 
verwenden, wenn es einen solche überhaupt 
gibt. Wurde dieser für ein Lebensmittel nicht 
festgelegt, ist die „im üblichen Umgang mit 
Lebensmitteln gebräuchliche Bezeichnung“ 
zu verwenden – also ein Name, unter dem 
das Produkt bekannt und für den Verbrau-

cher eindeutig zu erkennen ist. Nur sofern es 
keine „verkehrsübliche Bezeichnung“ gibt, 
wird das Lebensmittel mit beschreibenden 
Worten versehen – dies ist vor allem für die 
Namensgebung bei „neuen Kreationen“ er-
forderlich.

Neben der LMIV enthält auch die VO 
(EU) 1308/2013 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse Vorgaben zur Kennzeichnung 
von Lebensmitteln: Hier finden sich u.  a. 
der für Milcherzeugnisse wichtige Bezeich-
nungsschutz sowie Konsummilchregelungen 
und Vorgaben für Streichfette.

Kinder-Lebensmittel-Werbung
Dr. Carsten Oelrichs (ZENK Rechtsanwäl-
te, Hamburg) berichtete über den Stand der 
Arbeiten zum nationalen Kinder-Lebens-
mittel-Werbegesetz.

Auslöser dieses Gesetzesvorhabens ist 
das zunehmende Problem des Übergewichts 
bei Kindern und den nachfolgenden hohen 
Kosten für das Gesundheitssystem aufgrund 
des steigenden Risikos für weitere Erkran-
kungen, wie z.  B. Stoffwechselstörungen. Im 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung von 
2021 wurde daher vereinbart, an Kinder ge-
richtete Werbung für Lebensmittel mit hohem 
Zucker-, Fett- und Salzgehalt zu unterbinden.

Der aktuelle Entwurf trifft auf durchaus 
unterschiedliche Resonanz: So unterstüt-
zen Verbraucherschutz- und medizinische 
Verbände das Vorhaben als sehr positiv, 
während ihm Wirtschaftsverbände kritisch 
gegenüber stehen. Derzeit sieht das Gesetz 
ein Verbot der an Kinder gerichteten Wer-
bung für solche Lebensmittel vor, die in der 
Anlage zum Gesetz festgelegte Höchstwerte 
überschreiten.

Interessant ist dabei, dass nicht die Be-
werbung solcher Lebensmittel verboten 
ist, sondern spezifisch an Kinder gerichte-
te Werbung. Es ist davon auszugehen, dass 

Auslegung und Interpretation 
dieser Vorgaben noch viele recht-
liche Diskussionen nach sich zie-
hen werden (Abb. 2).

Bezeichnungsschutz für 
Milch und zukünftige 
Produkte
Bisher stellten sich Fragen zum 
Bezeichnungsschutz für Milch- 
und Milcherzeugnisse vor allem 
in Bezug auf pflanzliche Alterna-
tiven. Laut Dr. Rieke tritt diese 
Thematik nun auch bei nicht-
pflanzlichen Lebensmittel-Alter-
nativen auf.

Aktuelles Milch- und Lebensmittelrecht
Anja Laudien

Abb. 1: �Freiwillige Herkunftskennzeichnung bei Frischkäse.
� Fotos: Verfasserin
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Abb. 3: �Verpackung für Milch von CO2-
neutral gehaltenen Kühen.

Grund dafür sind neue 
Herstellungstechnologien wie 
die Präzisionsfermentation, 
Zellkulturtechnologie und die 
Produktion durch mikrobielle 
Biomasse.

Bei der Präzisionsfermen-
tation wird die DNA von Mi
kroorganismen – z.  B. Hefen 
– so manipuliert, dass die Mi-
kroben spezifische Eiweiß
verbindungen produzieren, die 
mit tierischen Proteinen iden-
tisch sind. Die damit hergestell-
ten Produkte benötigen dann 
eine Zulassung entweder nach 
der Novel Food Verordnung oder, wenn die 
gentechnisch veränderten Mikroorganismen 
nicht vom Endprodukt abgetrennt werden 
können, nach der VO (EU) 1829/2003 über 
gentechnisch veränderte Lebensmittel.

Dass es sich bei den mit diesen modernen 
Methoden gewonnenen Produkten nicht um 
Milch oder Milcherzeugnisse handelt, ist ein-
deutig – die gerichtlichen Auseinanderset-
zungen um mögliche Bezeichnungen werden 
aber sicher nicht weniger werden.

Green Claims
Die allgegenwärtigen Themen Klimaschutz 
und Umweltschutz erreichen auch die Le-
bensmittelwerbung, allerdings gibt es keine 
klaren Regelungen oder gar ein umfassen-
des Regelungswerk. Lediglich Irreführungs-
verbote, z.  B. nach LMIV oder aus dem 
Wettbewerbsrecht, setzen den Lebensmittel-
herstellern hier Grenzen.

Diese sind jedoch oft schwer zu beurtei-
len, da es unterschiedlichste Maßstäbe und 
Kriterien zur Beurteilung der Klimaneu
tralität oder Nachhaltigkeit gibt. Fraglich ist 
beispielsweise, ob sich die Aussage auf das 
einzelne Produkt, auf die Tätigkeit des Her-
stellers oder auch auf die gesamte Produk-
tionskette bezieht (Abb. 3).

Wegen der hohen Emotionalität des 
Themas und der damit verbundenen größe-
ren Gefahr der Irreführung legt die nationa-
le Rechtsprechung in diesem Bereich schon 
seit längerem recht strenge Maßstäbe an und 
wird – vor allem durch Abmahnkampagnen 
der Wettbewerbszentrale – gezwungen, sich 
mit diesem Thema zu beschäftigen.

Diese vertreten die Auffassung, dass kein 
klimaneutrales Erzeugnis vorliegt, wenn mit 
dessen Produktion Emissionen einhergehen. 
Daran können auch Ausgleichsmaßnahmen, 
selbst mit Zertifizierungen durch Dritte, 
nichts ändern – zudem müssten diese zumin-
dest in Umweltprojekte innerhalb Deutsch-
lands fließen.

Hier wird umfassender erläuternder In-
formationsbedarf gegenüber den Verbrau-
chern gesehen, um Green Claims wenigstens 
annähernd legal gestalten zu können.

Abschließend stellte Dr. Oelrichs den Vor-
schlag zu einer europäischen Green-Claims-
Richtlinie vor, der sich dieser Problematik an-
nimmt; der Weg zu dessen klarer und sinnvoller 
Umsetzung dürfte aber noch sehr weit sein.

Hinweisgeberschutz
In einem weiteren Beitrag befasste sich Dr. 
Rieke mit dem Hinweisgeberschutzgesetz. 
Auch wenn es nicht spezifisch mit dem Blick 
auf Lebensmittel und deren Hersteller ins 
Leben gerufen wurde, so trifft diese neue 
Vorschrift die Nahrungsmittelbranche doch 
in zweierlei Hinsicht.

Zum einen besteht auch für 
Privatunternehmen mit mehr als 
50 Beschäftigten die Verpflichtung, 
interne Meldestellen einzurichten 
und mit den eingehenden Hinwei-
sen entsprechend umzugehen. So 
ist z.  B. eine Eingangsbestätigung 
innerhalb von sieben Tagen sowie 
ein Bericht über eingeleitete Maß-
nahmen an die meldende Person 
vorgesehen. Zudem muss die Ver-
traulichkeit und Geheimhaltung, 
also auch die Wahrung der Ano-
nymität, sichergestellt werden und 
Repressalien gegenüber den Mel-
denden sind verboten.

Zum anderen besteht eine Pflicht zur 
Einrichtung von externen Meldestellen 
bei Behörden, die den Hinweisgeberschutz 
ebenso sicherstellen müssen. Die Erfahrung 
mit diversen Hotlines, Vertrauenspersonen 
u.  ä. lehrt, dass ein Missbrauch hier nicht 
gänzlich ausgeschlossen werden kann.

Schlussbemerkung
Erneut hat dieses von der muva kempten 
ausgerichtete Milch- und Lebensmittel-
rechts-Seminar aktuelle Themenfelder ab-
gedeckt. Da den Teilnehmern die Möglich-
keit geboten wurde, vorab ihre brennenden 
Fragen einzureichen, war sichergestellt, dass 
die Veranstaltung auf deren Bedürfnisse ein-
geht.

Neben Fachleuten der Milchbranche ist 
das Seminar – wie auch in den vergange-
nen Jahren – vor allem für Mitarbeiter der 
amtlichen Lebensmittelüberwachung und 
der entsprechenden Abteilungen in Landes- 
oder Bundesuntersuchungseinrichtungen 
eine wirklich intensive Fortbildung. Die so-
lide Basis an Wissen aus dem Lebensmittel-
recht ist allerdings Voraussetzung für eine 
gewinnbringende Teilnahme.

Selbst dann erforderte die Veranstaltung 
aufmerksame Konzentration und einiges 
an „Nacharbeit“, die einem aber durch die 
Vortragsunterlagen mit vielen hilfreichen 
Anlagen sehr erleichtert wurde. Für alle, 
die sich eingehend mit Milch und Milch-
erzeugnissen sowie anderen Bereichen des 
Lebensmittelrechts beschäftigen, ist dieses 
Weiterbildungsangebot auf jeden Fall zu 
empfehlen.

Ein weiteres Seminar mit dem Titel 
„Aktuelles Milch- und Lebensmittelrecht“ ist 
für den 28. und 29. 11. 2024 – wieder in Präsenz 
– vorgesehen. Angebote und Hinweise zu Se-
minaren und anderweitigen Fortbildungen 
der muva kempten sind im Internet unter 
www.muva.de eingestellt und werden regel-
mäßig aktualisiert.� ■

Dr. Anja Laudien 
Eichhörnchenweg 34 
85598 Baldham

Abb. 2: �Süßigkeit, die nicht nur Kinder anspricht.


